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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In verschiedenen Urteilen in den Jahren 2020 und 2021 beschloss das Bundesgericht
eine Abkehr vom bisherigen ehelichen Unterhaltsrecht: Aufgrund des gesellschaftlichen
Wandels solle etwa nicht mehr länger ein automatischer Anspruch auf nacheheliche
Unterhaltszahlungen bestehen. Auch über 45-jährigen Frauen, die aus familiären
Gründen länger aus dem Erwerbsleben ausgeschieden seien, sei es heute zuzumuten,
nach der Scheidung wieder eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Als Folge dieser
Grundsatzentscheide befürchtete Eva Herzog (sp, BS) für viele Familien eine
Verschlechterung der finanziellen Verhältnisse, etwa aufgrund «negativer Anreize im
Steuersystem» und hoher Kosten für die familienexterne Kinderbetreuung. In einer
Motion forderte sie deswegen die Schaffung einer Datengrundlage zu
Unterhaltsentscheiden im Familienrecht, um die Auswirkungen der Veränderungen im
Unterhaltsrecht besser beobachten zu können. 
Da zur Erfüllung der Forderung eine neue gesetzliche Grundlage geschaffen werden
müsste, um die Kantone zur Erhebung dieser Daten zu verpflichten, diese Erhebung
begleitet werden müsste von einem Konzept zur Schaffung einer vergleichbaren
Statistik und nicht zuletzt auch eine Anpassung der behördlichen Informations- und
Kommunikationssysteme nötig wäre, erachtete der Bundesrat die Motion zum
gegebenen Zeitpunkt als nicht umsetzbar. Er kündigte aber an, die Umwandlung der
Motion in einen Prüfauftrag zu unterstützen, sollte der Erstrat sich positiv zum Anliegen
äussern. Letzteres tat der Ständerat tatsächlich: In der Wintersession 2021 nahm er die
Motion Herzog mit 23 zu 15 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2021
MARLÈNE GERBER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Le Conseil des États a accepté, en septembre 2020, une motion de la socialiste Eva
Herzog (ps, BS), qui demandait que toutes les statistiques et études de la
Confédération soient attentives aux différences entre les deux sexes. Elle cite par
exemple le chômage, dont les causes et conséquences varient de manière importante
entre les sexes, ce qui n'est que trop peu souvent pris en compte selon elle. L'objet a
été accepté par 27 voix contre 15, sans abstention. 2

MOTION
DATUM: 24.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Nachdem der Ständerat sich bereits in der Herbstsession 2020 dafür ausgesprochen
hatte, stimmte auch der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 einer Motion Herzog
(sp, BS) zu, die die Aufschlüsselung massgeblicher Statistiken nach Geschlecht
verlangte, um etwa die Datengrundlage zu geschlechterspezifischen
volkswirtschaftlichen Auswirkungen oder medizinischen Diagnosen zu verbessern. Die
grosse Kammer fasste ihren Beschluss mit 115 zu 69 Stimmen auf Anraten einer grossen
Kommissionsmehrheit. Auch die Kommissionsminderheit um Diana Gutjahr (svp, TG)
betrachtete die diesbezüglich geplante Verbesserung der Datengrundlage als sinnvoll,
sprach sich jedoch aus Gründen des bürokratischen Aufwands gegen eine generelle
Pflicht zur Aufschlüsselung der Daten nach Geschlecht aus, womit sie die Meinung des
Bundesrates stützte. In seinem Votum plädierte Bundesrat Berset (sp) denn auch dafür,
bei der Umsetzung der Motion seinen eigenen, im Rahmen der Begründung zur Motion
gemachten Vorschlag einer Fall-zu-Fall-Prüfung zu berücksichtigen, der eine
Aufschlüsselung nur dann vorsehen würde, wenn diese notwendig und zielführend
wäre. 3

MOTION
DATUM: 03.03.2021
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession stimmte der Ständerat zwei Motionen aus der Feder der
Nationalrätinnen Funiciello (sp, BE) und Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) diskussionslos
zu, welche die Bereitstellung eines 24-stündigen Beratungsangebots für von Gewalt
betroffene Personen forderten. Die Kantonskammer stützte ihren Entscheid auf einen
Bericht ihrer Rechtskommission, die dem Ständerat einstimmig die Annahme der
Motionen beantragte. Darin bestätigte die Kommission, dass noch nicht alle Kantone ein
rund um die Uhr erreichbares, professionelles Betreuungsangebot bereitstellen würden
und der Istanbul-Konvention damit noch nicht vollumfänglich nachgekommen werde.

MOTION
DATUM: 27.09.2021
MARLÈNE GERBER
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Ebenfalls erinnerte die Kommission ihren Rat daran, dass dieser einer fast identisch
lautenden Motion Herzog (sp, BS; Mo. 20.4463) bereits in der Frühjahrssession
zugestimmt hatte. Auch der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2021 für die
Motion Herzog aus. 4

1) AB SR, 2021, S. 1379 f.
2) BO CN, 2020, p. 1020 s.
3) AB NR, 2021, S. 123 ff.
4) AB NR, 2021, S. 983 f.; Bericht RK-SR vom 10.8.21
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